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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die Errichtung eines Kraftfahrt-Bundesamtes 
- Nr. 2409 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für das Verkehrswesen 
(27. Aussdiuß) 


Entwurf 

der Bundesregierung 


Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 


§ 1 

(1) Als Bundesoberbehörde für 
den Straßenverkehr wird das 
Kraftfahrt-Bundesamt errichtet. 

(2) Das Kraftfahtt-Bundesamt 
untersteht dem Bundesminister 
für Verkehr. Er bestimmt den 
Dienstsitz des Kraftfahrt-Bundes- 
amtes. 


§ 2 

Das Kraftfahrt-Bundesamt über- 
nimmt für das Gebiet der Bundes- 
republik 

(1) Die Erteilung der allgemei- 
nen Betriebserlaubnis für die 
reihenweise herzustellenden Kraft- 
fahrzeuge (Typprüfung) 


Entwurf 
des Bundesrates 


Der Bundestag hat mit Zusti- 
mung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Als Bundesoberbehörde für 
den Straßenverkehr wird das 
Kraftfahrt-Bundesamt errichtet. 

(2) Dem Kraftfahrt-Bundesamt 
sind Landesbehörden und Prüf- 
stellen nicht unterstellt. 


(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt 
untersteht dem Bundesminister 
für Verkehr. Er bestimmt den 
Dienstsitz des Kraftfahrt-Bundes- 
amtes. 

§ 2 

Das Kraftfahrt-Bundesamt über- 
nimmt für das Gebiet der Bundes- 
republik 

1. die Aufgaben der „Reichsstelle 
für Typprüfung von Kraftfahr- 
zeugen und Kraftfahrzeugtellen 
In Berlin“ 


Beschlüsse 
des 2 7. Ausschusses 


Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 


§ 1 

(1) Als Bundesoberbehörde für 
den Straßenverkehr wird das 
Kraftfahrt-Bundesamt errichtet. 

(2) Dem Kraftfahrt-Bundesamt 
sind Landesbehörden und Prüf- 
stellen nicht unterstellt. 


(3) Das Kraftfahrt-Bundesamt 
untersteht dem Bundesminister 
für Verkehr. Er bestimmt den 
Dienstsitz des Kraftfahrt-Bundes- 
amtes. 

§ 2 

Das Kraftfahrt-Bundesamt über- 
nimmt für das Gebiet der Bundes- 
republik 

1. die Aufgaben der „Reichsstelle 
für Typprüfung von Kraftfahr- 
zeugen und Kraftfahrzeugteilen 
in Berlin“ 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

nadi den Vorschriften der §§20 
und 22 der Verordnung des 
Reichsverkehrsministers über 
die Zulassung von Personen 
und Fahrzeugen zum Straßen- 
verkehr vom 13. November 
1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1215) 
soweit für die Erledigung der 
Aufgaben die „Reidisstelle 
für Typprüfung von Kraft- 
fahrzeugen und Kraftfahr- 
zeugteilen in Berlin“ und die 
Typprüfstelle bei der Ver- 
waltung für Verkehr des 
Vereinigten Wirtschaftsgebie- 
tes in Bielefeld zuständig 
waren, 

(2) die Erfassung der Kraftfahr- 
zeuge und die Sammlung der 
Nadiriditen über Kraftfahrzeuge, 


(3) die Sammlung der Nach- 
richten über ungeeignete Kraft- 
fahrzeugführer und Kraftfahr- 
unternehmen, 

zu den Absätzen 2 und 3 nach 
den Vorschriften der 

a) Verordnung des Reichsver- 
kehrsmfnisters über die Zu- 
lassung von Personen und 
Fahrzeugen zum Straßenver- 
kehr vom 13. November 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 1215) 

b) Verordnung über die Ausbil- 
dung von Kraftfahrzeugfüh- 
rern vom 21. Dezember 1933 
Reichsgesetzbl. 1934 I S. 13) 


Entwurf 
des Bundesrates 

nach der Verordnung des 
Reichsverkehrsministers über 
die Zulassung von Personen 
und Fahrzeugen zum Straßen- 
verkehr vom 13. Novem- 
ber 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1215); 


2. die Aufgaben der „Sammel- 
stelle für Nachrichten über 
Kraftfahrzeuge“ 

a) nach der Verordnung 
des Reichsverkehrsministers 
über die Zulassung von 
Personen und Fahrzeugen 
zum Straßenverkehr vom 
13. November 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1215); 

b) nach der Verordnung über 
internationalen Kraftfahr- 
zeugverkehr vom 12. No- 
vember 1934 (Reichsge- 
setzbl. I S. 1137); 

3 . die Aufgaben der „Sammelstelle 
:;telle für Nachrichten über 
Führer von Kraftfahrzeugen 
beim Polizeipräsidium in Berlin“ 


a) nach der Verordnung 
des Reichs Verkehrsministers 
über die Zulassung von Per- 
sonen und Fahrzeugen zum 
Straßenverkehr vom 13. No- 
vember 1937 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1215); 

b) nach der Verordnung über 
die Ausbildung von Kraft- 
fahrzeugführern vom 21. De- 
zember 1933 (Reichsgesetzbl. 
1934 I S. 13); 


Beschlüsse 
des 2 7. Ausschusses 

nach der Verordnung des 
Reichsverkehrsministers über 
die Zulassung von Personen 
und Fahrzeugen zum Straßen- 
verkehr vom 13. Novem- 
ber 1937 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1215); 


2. die Aufgaben der „Sammel- 
stelle für Nachrichten über 
Kraftfahrzeuge“ 

a) nach der Verordnung 

des Reichsverkehrsministers 
über die Zulassung von Per- 
sonen und Fahrzeugen zum 
Straßenverkehr vom 13. No- 
vember 1937 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1215); 

b) nach der Verordnung 

des Reichsverkehrsministers 
über internationalen Kraft- 
fahrzeugverkehr vom 12. No- 
vember 1934 Reichsge- 
setzbl. I S. 1137); 

3 . die Aufgaben der „Sammelstelle 
stelle für Nachrichten über 
Führer von Kraftfahrzeugen 
beim Polizeipräsidium in Berlin“ 


a) nach der Verordnung 

des Reichsverkehrsministers 
über die Zulassung von 
Personen und Fahrzeugen 
zum Straßenverkehr vom 
13. November 1937 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1215); 

b) nach der Verordnung 

de<i Reichsverkehrsministers 
über die Ausbildung von 
Kraftfahrzeugführern vom 
21. Dezember 1933 (Reichs- 
gesetzbl. 1934 I S. 13); 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

c) Verordnung über internati- 
onalen Kraftfahrzeugverkehr 
vom 12. November 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1137) 


d) Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes über die 
Beförderung von Personen 
zu Lande vom 26. März 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 473) 


e) Verordnung über den Betrieb 
von Kraftfahrunternchmen 
im Personenverkehr vom 
13. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 231) 

in der derzeitig gültigen Fassung, 

soweit für die Erledigung der 
Aufgaben die Sammelstelle 
für Nachrichten über Kraft- 
fahrzeuge beim Statistischen 
Reichsamt in Berlin, die 
Sammelstellc für Nachrichten 
über Führer von Kraftfahr- 
zeugen beim Polizeipräsidium 
in Berlin und die Sammel- 
stelle für Nachrichten über 
Kraftfahrzeuge und Kraft- 
fahrzeugführer bei der Ver- 
waltung für Verkehr des 
VereinigtenWirtsdiaftsgebicts 
zuständig waren, 

(4) die Sammlung und Auswer- 
tung der Erfahrungen im kraft- 
fahrtechnischen Prüf- und Über- 
wachungswesen nach den Vor- 
schriften 

des § 4 Absatz 2 Buchstabe a 
der Verordnung über Sachver- 
ständige für den Kraftfahrzeug- 
verkehr vom 6. Januar 1940 
(Reichgesetzbl. I S. 23), 

soweit für die Erledigung der 
Aufgaben die Reichsstelle für 
die technische Überwachung 
des Kraftfahrzeugverkehrs in 
Berlin zuständig war, 


Entwurf 
des Bundesrates 

c) nach der Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes 
über die Beförderung von 
Personen zu Lande vom 
26. März 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 473); 

d) nach der Verordnung über 
den Betrieb von Kraftfahr- 
unternehmen im Personen- 
verkehr vom 13. Februar 
1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 231); 


4. die Sammlung und Auswertung 
der Erfahrungen im kraftfahr- 
technischen Prüf- und Über- 
wachungswesen 

nach den Vorschriften § 4 Ab- 
satz 2 Buchstabe a) der Ver- 
ordnung über Sachverständige 
für den Kraftfahrzeug verkehr 
vom 6. Januar 1940 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 23); 


Beschlüsse 
des 2 7. Ausschusses 

c) nach der' V-^rordnung des 

Reichsvericehrsministers zur 
Durchführung des Gesetzes 
über die ' Beförderung von 
Personen vom 

26. Mär. ' 1935 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 473); 

d) nach der Verordnung 
des Reichs Verkehrsministers 
über den Betrieb von Kraft- 
fahrunternehmen im Per- 
sonenverkehr vom 13. Fe- 
bruar 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 231); 


4. die Sammlung und Auswertung 
der Erfahrungen im kraftfahr- 
* technischen Prüf- und Über- 
wachungswesen 

nach der Vorschrift des § 4 
Absatz 2 Buchstabe a der 
Verordnung des Reichsver- 
kehrsministers über Sachver- 
ständige für den Kraftfahr- 
zeugverkehr vom 6. Januar 
19.40 Reichsgesetzbl. I S. 23); 
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Entwurf 

der Bundesregierung 

(5) die statistisdie Bearbeitung 
der' bei dem Kraftfahrt- Bundesamt 
gesammelten Meldungen und Nach- 
richten im Rahmen der für die 
Bundesstatistik geltenden Bestim- 
mungen. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 


Entwurf 
des Bundesrates 

5. die statistische Bearbeitung der 
bei dem Kraft fahrt- Bundesamt 
gesammelten Meldungen und 
Nachrichten im Rahmen der für 
die Bundesstatistik geltenden 
Bestimmungen und entsprechend 
den Anforderungen der Länder. 


§ 3 

Die §§ 25, 26 und § 27 Ab- 
satz 5 Satz 2 der Verordnung des 
Reichsverkehrsministers über die 
Zulassung von Personen und Fahr- 
zeugen zum Straßenverkehr sind 
in den Ländern Baden, Rheinland- 
Pfalz und Württemberg-Hohen- 
zollern wieder in der Fassung der 
Verordnung des Reichsverkehrs- 
ministers vom 13. November 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 1215) anzu- 
wenden. 

§ 4 

Das Kraftfahrt-Bundesamt Ist 
ferner zuständig, wenn ihm durch 
eine Gesetzgebung im Land Ber- 
lin Zuständigkeiten In Überein- 
stimmung mit diesem Gesetz über- 
tragen werden. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse 
des 2 7. Ausschusses 

5. die statistische Bearbeitung der 
bei dem Kraftfahrt-Bundesamt 
gesammelten Meldungen und 
Nachrichten im Rahmen der für 
die Bundesstatistik geltenden 
Bestimmungen und entsprechend 
den Anforderungen der Länder. 
Fordern die Länder statistische 
Bearbeitungen an, die besonde- 
ren Arbeitsaufwand verur- 
sachen, so tragen sie die hier- 
durch entstehenden Kosten. 

§ 3 

Die §§ 25, 26 und § 27 Ab- 
satz 5 Satz 2 der Verordnung des 
Reichsverkehrsministers über die 
Zulassung von Personen und Fahr- 
zeugen zum Straßenverkehr sind 
in den Ländern Baden, Rheinland- 
Pfalz und Württemberg-FIohen- 
zollern wieder in der Fassung der 
Verordnung des Reichsverkehrs- 
ministers vom 13. November 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 1215) anzu- 
wenden. 

§ 4 

Das Kraftfahrt-Bundesamt ist 
ferner zuständig, wenn ihm durch 
eine Gesetzgebung im Land Ber- 
lin Zuständigkeiten in Überein- 
stimmung mit diesem Gesetz über- 
tragen werden. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. 
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